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D
ie zuständige Staatsse-
kretärin im Bundesmi-
nisterium des Innern,
Cornelia Rogall-Gro-
the, hat die Notwen-

digkeit des Berufsbeamtentums
für das Gemeinwesen hervor-
gehoben.

In ihrer Ansprache vom 7. Mai
2010 auf dem Bundesvertreter-
tag des Verbandes der Beschäf-
tigten der obersten und oberen
Bundesbehörden e.V. in Pots-
dam betonte die Staatsse-
kretärin, dass die Bundesver-
waltung gut gerüstet sei, um
ihren Beitrag zur Bewältigung
der aktuellen Herausforderun-
gen zu leisten. Durch die Arbeit
der Bundesministerien werde
das Gemeinwesen zusammen-
gehalten und gestärkt. Als
Staatssekretärin erlebe sie je-
den Tag, wie sehr sie bei ihrer
Arbeit von den Beschäftigten
unterstützt werde. Staatliches
Handeln habe sich stets an der

Verfassung und dem Gemein-
wohl zu orientieren. Hierfür
trügen die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes eine hohe
Verantwortung.

Die Beschäftigten der Bundes-
verwaltung erfüllen ihre Aufga-
ben unparteiisch, gerecht und
zum Wohle der Allgemeinheit.
Staatssekretärin Rogall-Grothe
erinnerte daran, dass Verwal-
tungshandeln immer wieder ei-
ne Rückbesinnung auf die de-
mokratischen und rechtsstaatli-
chen Werte sowie auf parteipo-
litische Neutralität erfordere,
um in Zeiten von Veränderun-
gen nicht die Grundlage zu ver-
lieren. 

Das Beamtenverhältnis sei mit
der persönlichen Bindung an
den Staat auf der einen und der

Unabhängigkeit des Beamten
auf der anderen Seite so ausge-
staltet, dass dem Gemeinwohl
der Amtsführung der Vorrang
eingeräumt werde. Das gelte zu
jeder Zeit und unter allen poli-
tischen und gesellschaftlichen
Umständen. Diesen hohen An-
sprüchen würde man ohne das
Berufsbeamtentum nicht ge-
recht.

Die Staatssekretärin hob her-
vor, dass zur Bewältigung der
anstehenden Aufgaben eine
Zusammenarbeit aller gesell-
schaftlichen Gruppen unbe-
dingt erforderlich sei. Verände-
rungen dürften nicht als Bedro-
hung empfunden werden, son-
dern als eine Aufgabe, die man
mit Neugier und Kreativität an-
gehen kann.

Arbeit der Bundesverwaltung
stärkt das Gemeinwesen

Die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA und
Transnet fordern
vom Bundesver-
kehrsminister auf-
grund von zusätzli-
chen Aufgaben die
Ausbringung weite-
rer Planstellen für
das EBA, aber auch
für die anderen
nachgeordneten
Behörden im Bereich
des Bundesverkehrs-
ministeriums. 

S
owohl GDBA-Chef
Klaus-Dieter Hommel
wie auch Transnet-Vor-
stand Martin Burkert
bestehen darauf: „Im

Haushalt 2011 muss die perso-
nelle Stärkung des EBA erfolgen.
Denn aufgrund neuer gesetzli-
cher Regelungen wird gerade
das EBA mehr Aufgaben erhal-
ten. Dies muss sich auch in der
Personaldichte widerspiegeln.“
Insbesondere auf dem Gebiet
des ERTMS/ETCS sowie bei der
Lärmkartierung und bei den
Kontroll- und Abnahmeprüfun-
gen ist dann verstärkt mehr Per-
sonal erforderlich, so die beiden
Gewerkschafter.

Bundesverkehrsminister
beim Wort nehmen
Die Verkehrsgewerkschaft GD-
BA und Transnet nehmen den
Bundesverkehrsminister beim
Wort, der mitgeteilt hat: „Die
Verpflichtung, die vorrangige
Funktion des EBA als Sicher-

heitsbehörde für die Eisenbah-
nen des Bundes durch ausrei-
chendes und qualifiziertes Per-
sonal zu gewährleisten, hat
höchste Priorität.“

Die beiden Gewerkschaften hat-
ten dem Minister bereits vorge-
schlagen, den Bundeshaushalt
2010 dafür zu nutzen und den
Personalbestand entsprechend
aufzustocken. Die Verkehrsge-
werkschaft GDBA und Transnet
erkennen ausdrücklich an, dass
beim EBA inzwischen 72 von 87
beantragten Planstellen geneh-
migt wurden. Dies reicht aber
nicht aus. Für die anstehenden,
insbesondere zusätzlichen Auf-
gaben sowie die Planungen zur
Bildung einer Grundsatzabtei-
lung mit integriertem For-
schungsbereich braucht das EBA
qualifiziertes Personal.

Transnet-Vorstand Martin Bur-
kert erörterte gemeinsam mit
dem EBA-Präsidenten Hörster
und dem zuständigen parla-
mentarischen Staatssekretär die
Personalentwicklung im EBA in
einem Fachgespräch im Deut-
schen Bundestag.

Auch mit Blick auf die ange-
spannte Haushaltslage und zur
Vermeidung etwaiger Kürzun-
gen im öffentlichen Dienst for-
dern die Verkehrsgewerkschaft
GDBA und Transnet weiterhin
eine bessere personelle Ausstat-
tung und auch eine sachgerech-
te Bewertung der Funktionen.
Diese sind Voraussetzung dafür,
dass insbesondere wichtige Auf-
gaben für die Sicherheit der Ei-
senbahnen im erforderlichen
Umfang wahrgenommen wer-
den können. j.m.

GDBA: Deutliche Stärkung des 
Eisenbahn-Bundesamtes gefordert


